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Vergewaltigungsprozess gegen 
Berchtold wird fortgesetzt
FELDKIRCH – Mit grosser Spannung 
wird die Fortsetzung des Vergewaltigungs-
prozesses gegen den Feldkircher Bürger-
meister Wilfried Berchtold erwartet. Heute 
muss sich das Stadtoberhaupt erneut vor 
Gericht verantworten, nachdem die Ver-
handlung am 10. Februar aus Zeitgründen 
vertagt wurde. Berchtold wird beschuldigt, 
sich im November 2009 bei einer Partei-
klausur der ÖVP Feldkirch in Langenegg 
(Bregenzerwald) an seiner ehemaligen Ge-
liebten und Parteikollegin vergangen zu ha-
ben. Der 56-Jährige räumt zwar eine ausser-
eheliche Affäre ein, beteuert in Sachen Ver-
gewaltigung aber seine Unschuld. Zum 
Auftakt des Prozesses, der unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit stattfindet, war Berchtold 
Hand in Hand mit seiner Frau am Landes-
gericht Feldkirch erschienen. Seine ehema-
lige Geliebte blieb der Verhandlung fern, ob 
sie am Donnerstag am Prozess teilnimmt, 
scheint ungewiss. Das mutmassliche Opfer 
wurde im Vorfeld der Verhandlung kontra-
diktorisch einvernommen, weshalb eine 
neuerliche Aussage nicht zwingend ist.

Klar ist hingegen, dass der Prozess nach 
Möglichkeit noch heute beendet werden 
soll. «In der ganztägig anberaumten Ver-
handlung ist die Einvernahme von weiteren 
Zeugen, der Abschluss des Beweisverfah-
rens, der Vortrag der Parteien und die Ur-
teilsfällung vorgesehen», erklärte Gerichts-
pressesprecher Reinhard Flatz in einer Me-
dienmitteilung. Falls sich das Beweisver-
fahren hinzieht und ein Urteil am Donners-
tag nicht möglich ist, würde der Prozess am 
Freitag fortgesetzt.

Zu dem angeklagten Übergriff soll es am 
7. November 2009 nach 3 Uhr früh auf 
Berchtolds Hotelzimmer gekommen sein, 
als die Frau ihn nach einem SMS-Aus-
tausch dort besuchte. Während die Partei-
kollegin angab, klar Nein zu den se-
xuellen Handlungen gesagt und 
sich gewehrt zu haben, spricht 
Berchtold laut Medienzitaten 
aus der Anklageschrift von «lei-
denschaftlichem Sex ohne 
Zwang». Das seit 1991 amtie-
rende Stadtoberhaupt erklärt 
die Anzeige der Frau mit ent-
täuschten Erwartungen, weil 
er ihrem Wunsch nach einem 
sicheren Listenplatz für die 
Gemeindevertretungswahlen 
im März 2010 nicht ent-
sprochen habe. (red/apa)

AUS DER REGION

Sparpaket von 100 Millionen geplant
Regierung Tschütscher sieht sich bei Sanierung des Landeshaushalts auf gutem Weg – Land will Personalaufwand senken

VADUZ – Der Staat muss sparen, will 
er die Reserven nicht angreifen. Die 
FBP wurde nicht müde, rasche Re-
formen zu fordern. Die Regierung 
stellt in Aussicht, rund 100 Millio-
nen Franken einzusparen.

• Kornelia Pfeiffer

Als die Regierung den Voranschlag für 
das Haushaltsjahr 2011 und die Finanz-
planung 2011–2015 vorstellte, hatte sie 
schon darauf hingewiesen: 2010 fielen 
die Steuereinnahmen «deutlich höher» 
aus als angenommen. Dies sei einmal 
auf verschiedene Einmal- und Sonder-
effekte zurückzuführen. Zum anderen 
hatte man aufgrund der unsicheren 
Wirtschaftslage den Voranschlag 2010 
zu tief angesetzt. So überbrachte Re-
gierungschef Klaus Tschütscher denn 
am Dienstag bei einer Medienkonfe-
renz die Kunde, dass er das Sparpaket 
um 25 Millionen Franken nach unten 
korrigieren kann. Bis 2015 muss der 
Staat nun noch 135 Millionen Franken 
einsparen. 2010 drängte FBP-Fraktion 
im Landtag auf rasche Reformen, um 
den Haushalt zu sanieren. 

Jetzt will Tschütscher noch drauf-
satteln. Massnahmen von rund 100 
Millionen Franken seien auf den Weg 

gebracht oder zumindest beschlossen. 
12,7 Millionen habe man schon kon-
kret eingespart. Im März solle der 
Landtag zudem über Vorschläge für 
zwei wesentliche Ausgabenpositionen 
beraten: zum einen die Abschaffung 
der Subventionen für die Nichtberufs-
unfallversicherung – ein Posten von 
12,5 Millionen Franken. Zum anderen 
die Anpassung des Systems der Fi-
nanzzuweisungen vom Land an die 

Gemeinden – was eine Einsparung 
von 40 Millionen Franken bringe. 
Weitere 15 Millionen Franken würden 
mit der Neulösung der AHV-Staats-
beiträge eingespart. 

Alles im allem sei so schon vor der 
Klausur der Regierung am Dienstag 
eine Summe von 80 Millionen Fran-
ken an Sparmassnahmen umgesetzt 
worden. Nun kämen nochmals 20 Mil-
lionen hinzu. Steuergelder gespart 

werden sollen beim Staatspersonal. 
Dazu soll das Modell für Frühpensio-
nierungen angepasst und das Alter auf 
62 Jahre heraufgesetzt werden. Auch 
im Bildungsbereich sehe die Regie-
rung Sparpotenzial, dies werde in den 
nächsten Wochen konkretisiert. Nicht 
jede Stelle würde in Zukunft automa-
tisch neu besetzt. Die Regierungsres-
sorts und Ämter müssten dafür jeweils 
eine gute Begründung liefern. In der 

Landesverwaltung solle in den kom-
menden Monaten und Jahren die na-
türliche Fluktuation gezielt genutzt 
werden, um den Personalaufwand zu 
reduzieren. 

Verwaltungsreform in Diskussion
«35 Millionen Franken bleiben 

noch, die wir bis ins Jahr 2015 noch 
aufgleisen müssen», gibt sich der Re-
gierungschef zuversichtlich. Gleich-
zeitig werde die Regierung eine Ver-
waltungsreform diskutieren und Sy-
nergien nutzen. «Liechtenstein befin-
det sich in der komfortablen Situation, 
diesen Sanierungsprozess aus einer 
Position der Stärke angehen zu kön-
nen. Die heute noch vorhandenen Re-
servemittel geben dem Land den nöti-
gen zeitlichen Handlungsspielraum.» 
Diese Feststellung vom Juni 2010 gilt 
nach wie vor. Wer wissen will, wie die 
Sanierung des Staatshaushalts vor-
wärtsgeht, kann dies unter www.aus-
gewogen2015.li nachlesen. Rund 300 
Vorschläge für Einsparungsmöglich-
keiten habe die Liechtensteiner Bevöl-
kerung dazu aktiv eingebracht, heisst 
es. Die Regierung sei überzeugt, dass 
das Reduktionsziel nur gemeinsam 
mit der gesamten Bevölkerung Liech-
tensteins erreicht werden könne. 

Das Sparpaket kann nun um 25 Millionen Franken nach unten korrigiert werden. Regierungschef Klaus Tschütscher 
(links) und Thomas Lorenz, Leiter der Stabsstelle Finanzen stellten die neuen Sparpläne vor.
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Rechte Szene beobachten

Erster Monitoringbericht zu Rechtsextremismus in Liechtenstein vorgestellt

VADUZ – «Rechtsextremismus ist 
in Liechtenstein wie in vielen an-
deren Ländern ein Problem»: So 
lautet das Fazit des ersten Moni-
toringberichts zu diesem Thema, 
der gestern präsentiert wurde.

• Martin Hasler

Der Bericht «Rechtsextremismus 
in Liechtenstein», verfasst von Po-
litologe Wilfried Marxer vom 
Liechtenstein-Institut, ist Teil des 
Massnahmenktatalogs gegen 
Rechtsextremismus (MAX) von 
Gewaltschutzkommission und Re-
gierung. MAX umfasst zahlreiche 
Schritte von Sensibilisierungskam-
pagnen über Weiterbildung und Re-
pression bis zur Dokumentation der 
Situation in diesem Bereich. Der 
gestern im Regierungsgebäude vor-
gestellte Monitoringbericht fällt 
klar in die letzte Sparte und soll 

helfen, Tendenzen und Entwick-
lungen in diesem Bereich frühzei-
tig zu erkennen und allfällige 
Schritte einzuleiten.

Gemäss Autor Wilfried Marxer 
wird damit eine Informationslücke 
geschlossen, da es die erste Publi-
kation dieser Art ist: «Vorher gab es 
kaum Informationen – nun gibt es 
wohl kaum ein Land, das so detail-
lierte Informationen zu Rechtsex-
tremismus hat wie Liechtenstein.» 
Auch Jules Hoch, Kripo-Chef und 
Vorsitzender der Gewaltschutzkom-
mission (GSK) lobte, dass sich die 
Faktenlage mit diesem Bericht 
«massiv verbessert» hat: «Er ist 
wichtig, um die Entwicklungen zu 
verfolgen.»

Vollständigkeit angestrebt
Wie Wilfried Marxer ausführte, 

ist der Bericht klar als Dokumenta-
tion und nicht als Studie angelegt: 

«Er ist eine Sammlung öffentlich 
zugänglicher Informationen.» Da-
rin hat der Politologe Meldungen 
aus der in- und ausländischen Pres-
se sowie aus dem Internet genauso 
wie amtliche Informationen zusam-
mengetragen, um ein möglichst 
umfassendes Bild der Situation zu 
vermitteln: «Wir versuchen, Voll-
ständigkeit zu erreichen.»

Klare Position der Regierung
Innenminister Hugo Quaderer 

betonte, dass Wilfried Marxer den 
Auftrag zur vollsten Zufriedenheit 
der Regierung ausgeführt hat. «Wir 
beobachten extremistische Ent-
wicklungen in Liechtenstein sehr 
genau und reagieren und auf rechts-
extremistische Erscheinungen sehr 
sensibel. Toleranz und Weltoffen-
heit sind Markenzeichen unseres 
Landes. Deshalb dürfen Extremis-
mus, Rassismus und Antisemitis-

mus keine Chance in Liechtenstein 
haben», bezog er eine klare Positi-
on. Quaderer erklärte überdies, dass 
nicht nur Prävention und Aufklä-
rung entscheidend sind, sondern 
auch «klares Durchgreifen». Er 
verwies in diesem Zusammenhang 
auf vergangene Fahndungserfolge 
und die damit einhergehende kon-
sequente Strafverfolgung rechtsex-
trem motivierter Straftäter – so zum 
Beispiel die Ermittlung und Verur-
teilung im Zusammenhang mit den 
Brandanschlägen in Nendeln.

Stellten gestern den Monitoringbericht vor (von links): Autor Wilfried Marxer, Innenminister Hugo Quaderer und Jules Hoch, Vorsitzender der GSK.
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Interessierte können den von Wilfried 

Marxer verfassten Monitoringbericht 

«Rechtsradikalismus in Liechten-

stein» im Internet unter folgender 

Adresse herunterladen:

www.respect-bitte.li
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